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Vorbemerkung 

Das Bundesministerium für Digitales und Verkehr (BMDV) hat am 21. Mai 2024 eine Verbän-

deanhörung zur Einführung einer Tankstellenversorgungsauflage im Rahmen des Gebäude-

Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes (GEIG) begonnen. Der Entwurf sieht vor, dass Tank-

stellenunternehmen, die über mindestens 200 öffentliche Tankstellen verfügen, dazu ver-

pflichtet sind, dass ab dem 1. Januar 2028 auf dem Betriebsgelände jeder dieser Tankstellen 

mindestens ein Schnellladepunkt betrieben wird. Die Frist zur Einreichung einer Stellung-

nahme ist der 23. Mai 2024. 

Der BDEW lehnt die Versorgungsauflage für Tankstellen grundsätzlich ab. Aus Sicht des 

BDEW ist diese rechtlich höchst problematisch, denn die aktuelle positive Marktentwicklung 

beim wettbewerbsgetriebenen Ausbau des öffentlichen Ladeangebots, rechtfertigt weder ei-

nen solchen massiven Eingriff in das Marktgeschehen noch in das Eigentumsrecht der be-

troffenen Tankstellenbetreiber. 

Die kurze Stellungnahmefrist für eine gesetzliche Änderung, die eine massive Auswirkung auf 

den Ausbau des Ladeangebotes in Deutschland hätte, ist aus Sicht des BDEW unangemessen. 

Eine detaillierte Prüfung und Bewertung des Referentenentwurfs sowie eine ausführliche Ab-

stimmung der Position innerhalb des Verbandes, dessen Mitgliedsunternehmen mehr als 80 % 

der öffentlich zugänglichen Ladepunkte in Deutschland betreiben, war entsprechend nicht 

möglich. Der BDEW behält sich daher vor, eine detaillierte Stellungnahme nachzureichen. Im 

Folgenden sind die wesentlichen Aspekte, die zu einer Ablehnung des Vorschlags führen, dar-

gestellt. 



 
Stellungnahme zum Referentenentwurf „Gesetz zur Änderung des Gebäude-Elektromobilitätsinfrastruktur-Gesetzes“ 

des BMDV 

www.bdew.de Seite 3 von 4 

BDEW-Position 

Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW) lehnt die geplante Versor-

gungsauflage für Tankstellenbetreiber mit Schnellladesäulen ab. Eine solche Versorgungsauf-

lage für Tankstellenbetreiber stellt aus Sicht des BDEW sowohl einen massiven Markteingriff 

als auch einen massiven Eingriff in das Eigentumsrecht dar, welcher besondere Umstände im 

Sinne eines Marktversagens erfordern würde. Angesichts des erfolgreichen marktgetriebenen 

Ausbaus des öffentlichen Ladeangebots ist dies aber nicht der Fall. 

Entsprechend dem European Alternative Fuels Observatory (EAFO) übererfüllt Deutschland 

die in der neuen Alternative Fuels Infrastructure Regulation (AFIR) gesetzten Ladeinfrastruk-

turziele um das Doppelte. Dies verdeutlicht auch der aktuelle BDEW-Elektromobilitätsmonitor: 

So fand auch 2023 mit einem Zubau von 32.733 öffentlichen Ladepunkten (knapp +40 %) und 

1,5 GW (rund +45%) ein erneuter Rekordausbau statt. Zugleich liegt die zeitgleiche Belegung 

der Ladepunkte deutschlandweit im Durchschnitt bei konstant niedrigen 12,5 Prozent. Dabei 

baut der Markt seit Jahren schneller, als der Staat fördert. Dies gilt auch für das im Gesetzent-

wurf genannte Deutschlandnetz: Während bisher in einem der 900 regionalen Suchräume ein 

(!) Deutschlandnetz-Standort in Betrieb genommen wurde, wurden bereits an 585 Standorten 

privatwirtschaftlich HPC-Lader errichtet. Der europarechtlich vorgesehene wettbewerbliche 

Ausbau funktioniert also. Es ist keinesfalls ein Marktversagen erkennbar, dass einen staatli-

chen Eingriff erforderlich machen könnte. Vielmehr gehen die Unternehmen im Vertrauen auf 

den weiteren Hochlauf der E-Fahrzeuge weiter in Vorleistung. 

Zudem ist klarzustellen, dass Laden nicht Tanken ist. Das Laden von E-Fahrzeugen findet nicht 

primär an Tankstellen statt, sondern an Orten, die in den Alltag integriert sind, wie zuhause, 

beim Arbeitgeber, auf dem Supermarktparkplatz, am Restaurant usw. Sind im Umkreis der 

Tankstellen bereits ausreichend Lademöglichkeiten geschaffen, würden zusätzlichen Säulen an 

Tankstellen keinen weiteren Nutzen stiften und auch nicht zur weiteren Flächendeckung, son-

dern lediglich zu einer Marktverzerrung beitragen. 

Eine Verpflichtung zum Ausbau von Ladesäulen an Tankstellen behindert daher den wettbe-

werblichen Ausbau von Ladeangeboten statt ihn dabei zu unterstützen, Ladeangebote dort 

zu schaffen, wo die Kundinnen und Kunden sie auch tatsächlich brauchen und nutzen. An 

Tankstellen, an denen Ladesäulen sinnvoll gebaut werden können, wie insbesondere an 

Hauptverkehrsadern für längere Strecken, erfolgt dieser Aufbau bereits. 

Zu berücksichtigen ist außerdem, dass die Ladebranche seit Jahren erfolgreich daran arbeitet, 

bedarfsgerechte und für die Kundinnen und Kunden attraktive Ladeangebote zu schaffen, um 

den Hochlauf der Elektromobilität zu unterstützen. Eine gesetzliche Versorgungsauflage und 

ein damit einhergehender Aufbau von Ladesäulen an Standorten, an denen kein Ladebedarf 
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besteht, schadet der Elektromobilität und konterkariert die Bemühungen des Marktes. Sie 

führt zu stranded investments und schadet der Wahrnehmung des Ladeangebots durch die 

Kundinnen und Kunden. 

Zu guter Letzt weist der BDEW darauf hin, dass im Gesetzentwurf richtigerweise weiterhin auf 

das Ziel von 15 Millionen vollelektrischen PKW bis 2030 referiert wird. Dieses Ziel ist standort-

politisch und klimapolitisch richtig. Allerdings wird dieses Ziel Stand heute nicht erreicht, ins-

besondere aufgrund des großen Preisabstands zwischen Verbrennern und Elektrofahrzeugen, 

vor allem im Kleinwagensegment. D.h. die Bundesregierung ist eher gefordert, Maßnahmen 

zur Flankierung des 15 Millionen E-PKW-Ziels zu ergreifen. 

Dabei ist nicht ersichtlich, warum ausgerechnet die Tankstellenbetreiber im Rahmen der Ver-

sorgungsauflage zur Erreichung des 15 Millionen Ziels ordnungspolitisch adressiert werden, 

denn  

1. die Tankstellenbetreiber sind weder für das Inverkehrbringen von Elektrofahrzeugen 

noch von Verbrennern verantwortlich, 

2. der wettbewerbliche Ladeinfrastrukturausbau funktioniert und 

3. das Kernproblem, nämlich die Differenz in den Anschaffungspreisen zwischen E-PKW 

und Verbrennern, wird durch den Ladeinfrastrukturausbau nicht adressiert. 

Zusammenfassend ist festzustellen, dass eine gesetzliche Versorgungsauflage für Tankstel-

lenbetreiber angesichts der positiven Entwicklung beim Ausbau des Ladeangebots sowohl 

unverhältnismäßig als auch unbegründet ist. Dies gilt umso mehr angesichts der weiter feh-

lenden Maßnahmen der Bundesregierung zur Steigerung des E-PKW-Hochlaufs zur Erreichung 

des 15 Millionen Ziels im Jahr 2030. 

 

 

 

  

 

 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 




